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EETREFF Informationen über die Genehmigung von Erwerbst ätiqkeiten von Herrn Staatssekretär
a.O. Or. Pfaffenbach

BEZUG Ihre Anfrage vom 02. Mai 2012

Sehr geehrter Herr Wehrmeyer,

mit Schreiben vom 02. Mai 2012 haben Sie beantragt, dass Ihnen das Bundesministeri­

um für Wirtschaft und Technologie (BMWi) alle Informationen zur Genehmigung von

Erwerbstätigkeiten oder sonstigen Beschäftigungen von Herrn Staatssekretär a.O. Or.

Pfaffenbach übermittelt.

Hierzu ergeht folgende Entscheidung:

1. Ihr Antrag wird abgelehnt.

2. Der Bescheid ergeht gebühren- und auslagenfrei.

Begründung:

1. Ein Anspruch auf Informationszugang gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung

des Zugangs zu Informationen des Bundes (IFG) besteht im vorliegenden Fall nicht.
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Seite2von2 Nach § 5 Abs. 1 IFG darf Ihnen ein Zugang zu personenbezogenen Daten nur gewährt

werden , wenn Ihr Informationsinteresse das schutzwürdige Interesse von Herrn Staats­

sekretär a.D. Dr. Pfaffenbach am Ausschluss des Informationszugangs überwiegt oder

Herr Staatssekretär a.D. Dr. Pfaffenbach der Übermittlung zugestimmt hat.

Ihre Anfrage umfasst personenbezogene Daten, die mit dem Dienstverhältnis von Herrn

Staatssekretär a.D. Dr. Pfaffenbach in Zusammenhang stehen . Bei solchen Daten

überwiegt Ihr Informationsinteresse gemäß § 5 Abs . 2 IFG generell nicht.

Auch hat Herr Staatssekretär a.D. Dr. Pfaffenbach keine Einwilligung zur Übermittlung

dieser personenbezogenen Daten erteilt.

2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 10 IFG i. V. m. § 1 Abs . 1 der Verordnung über

die Gebühren und Auslagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider­

spruch erhoben werden . Der Widerspruch ist beim Bundesministerium für Wirtschaft

und Technologie, Scharnhorststr. 34 - 37, 10115 Berlin, schriftlich oder zur Nieder­

schrift einzulegen.

Mit freundliche Grüßen

im Auftrag
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